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Der Wald im Gemeindehaushalt
Von C/l. Ley Oxf.: 681 : 654 (494)

(Aus dem Institut für Wald- und Holzforschung der ETH Zürich,
Fachbereich Forstökonomie und Forstpolitik)

1. Die Gemeinde als Waldeigentümerin

spielen in der schweizerischen Forstwirtschaft eine be-
^sicjj ' ^Ifech unterschätzte Rolle. Wie aus Tabelle 1 hervorgeht, befin-
^ürggrgj^d 60 % der Waldfläche im Eigentum von politischen Gemeinden,

q ®^den oder Spezialgemeindenk Rechnet man die aus der histori-
^^tionen ^^®°*"8®nisation hervorgegangenen öffentlich-rechtlichen Kor-
?^eitidÜ^^alls dazu, so gehören zwei Drittel des Schweizer Waldes den

^hUtten^ gemeindeähnlichen Körperschaften. Der Wald, ehemals
^rcJi den Weiden wichtigstes Objekt der gemeinsamen Nutzung

8® der Genossenschaften, steht somit nicht nur historisch an der
'Gchaf/ ^*®rneinden, sondern hat seine Zugehörigkeit zu den lokalen Kör-

1 bis heute weitgehend gewahrt.

; p.* Eigentums- und Nutzungsverhältnisse des Schweizer Waldes 1975*

WaM/Zäc/ie Nutzungen

1000 ha % 1000 m'
8 1 11 —

Gsch„, 54 5 268 7

1036 29

344 30 1141 31

rv^^rgen!"^ ^Pezialgemeinden 318 29
Nke l "*en
Neig^ntliche

'•Vate 93 8 289 8

296 27 892 25

1113 100 3637
"

100

^hui-,v-
tiijj *'Öff 'rch-, Armengemeinden usw.

^'atist 'a ® Private Forstbetriebe, Statist. Quellenwerke der Schweiz, Heft 584,
S,.,

' Bern 1977.

'*• Z. p
erstwes., iJ2 (iggQ 6: 397—410 397



PtZ ^Ein internationaler Vergleich (Tabelle 2) zeigt, dass die Schwe

eigentlichen Sonderfall darstellt. Ist der Körperschaftswald in den {gjl

ländern der Schweiz schon von untergeordneter Bedeutung, so ist sei®

im europäischen und noch ausgeprägter im weltweiten Vergleich s

scheiden. Man kann deshalb die Schweiz ohne Übertreibung als das

sehe Gemeindewald-Land bezeichnen.

7aèe//e 2. Waldeigentumsverhältnisse im internationalen Vergleich

(Flächenprozente)'

Sraatswa/d Körper-
sc/ia/tswa/d

% %

Deutsche Bundesrepublik 30 30

Österreich 15 13

Italien 3 25

Frankreich 14 22

Europa 33 13

Welt 70 10

Schweiz 6 67

Was die Holznutzungen im Schweizer Wald anbelangt, so fällt ®

sie sich ungefähr proportional zu den Flächenanteilen verhalten.
also alle Eigentumskategorien ungefähr gleichviel Holz pro Fläch

Dies ist nicht selbstverständlich, wenn man in Rechnung stellt,
schiedenen Eigentumskategorien unterschiedlich auf die einzelnen ^ (je-

verteilt sind. Berücksichtigt man, dass das Hauptverbreitungsgebic^^jpefl
meindewälder in den zuwachsärmeren Regionen des Juras, der ^jt'
und der Alpen liegt, so wäre eigentlich eine unterdurchschnitt i ^ /
zungsmenge zu erwarten. Dass dies nicht zutrifft, ist die Folg® j^scä
zumindest im Vergleich zu den Privatwäldern — intensiveren Be^

tung der im Eigentum lokaler Körperschaften stehenden Waldunge®-

Ist sich die Bevölkerung der Schweiz der flächen- und nutzungshj
Bedeutung des Gemeindewaldes bewusst? Wie eine 1979 durchge® ^frage über die Einstellung der Bevölkerung zu Problemen des W

jgr ^
der Waldwirtschaff zeigt, wird der Anteil des Gemeindewaldes

samten Waldfläche erheblich unterschätzt. Fast die Hälfte der

' F. Bauer / C. Zimmerman«: Der Wald in Zahlen von A—Z, München
1

^er v*' Die Einstellung der Bevölkerung zu Problemen des Waldes una ^gsze"
schaft, Schweizerische Gesellschaft für praktische Sozialforschung / Forsc

für schweizerische Politik, Universität Bern, 1979.
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ächten H
älso

(jjg i Bund und die Kantone als wichtigste Waldbesitzer. Es sind
ten st

^cmymeren, dem Bürger weniger nahestehenden Erscheinungsfor-
eher Organisation, die von einem grossen Teil der Bevölkerung

^ante*<F*k^iteer von Wald eingestuft werden. Daraus lassen sich inter-
8er ehlüsse ziehen: Zweifellos liegt dem Bürger und Steuerzahler weni-
Kantojj^'^chaftlichen Gedeihen eines Forstbetriebes des Bundes oder des

Achter ^ von den Konsequenzen nur mittelbar betroffen ist. Es fällt
von g-

' ®rderungen zu stellen, wenn die damit verbundenen Konsequenzen
viel grösseren, weitgehend anonymen Kollektiv mitgetragen wer-

den Erfahrung, dass in den letzten Jahren vermehrt Forderungen an
Siden • Stellt werden, deren Erfüllung mit finanziellen Einbussen ver-
S'ertgjj nicht zuletzt damit zusammenhängen, dass sich die interes-
Schaft ^ keine Rechenschaft geben, wie unmittelbar sie von der Bewirt-
^mfi-a

® ^s Waldes betroffen sind. Für die Gemeinde ergibt sich aus dieser
"nd ge/ Konsequenz, das Waldbewusstsein ihrer Bevölkerung zu fördern
dl Zu ;„t "ber ihre Aktivitäten als Waldeigentümerin und -bewirtschafte-

formieren.

2. Die finanzielle Bedeutung des Gemeindewaldes

l Ber WalH
ichn wurde früher oft als «finanzielles Rückgrat» der Gemeinden

%el]g Nlan pries seine Bedeutung als regelmässig fliessende Einnahme-
^gsfaht'o

^^ Krisenfestigkeit, seine Funktion als Arbeitsplatz und Beschäfti-
[®'che toten Zeiten. Auch heute noch wird mit Hinweis auf wald-

'des he^^r °der Waadtländer Gemeinden die Einkommensfunktion des
^Ctueij., ^^orgehoben. Betrachtet man allerdings die Rechnungen anderer

öian vec allem des Mittellandes und in Agglomerationsgebieten, so

be^ej^^cht, den Wald eher als lästigen Rucksack denn als Rückgrat
d*ites

oh
^''bireiche Gemeindewälder bewegen sich am Rande des De-

^örtlicJ schon lange in die roten Zahlen abgerutscht. Eine zeitlich

^

differenzierte Betrachtungsweise ist offenbar notwendig.

u^half'^.^genen Zeiten spielte der Wald eine gewichtige Rolle im Finanz-
Sg entlicher Gemeinwesen. Der Domänenbesitz war vor der Entste-
'cheu Steuerstaates zusammen mit anderen erwerbswirtschaft-
^ciudgjj ,'vitäten Haupteinnahmequelle des Staatshaushaltes. Bei den Ge-

pb* ande ^ Vorläufer-Organisationen lagen die Verhältnisse inso-

unter' ^ ^ Holz bis etwa zur Mitte des 19. Jahrhunderts in erster
L^bshai^ ^ Nutzungsberechtigten verteilt wurde und damit den Gemein-

f b Aufij ^ht wesentlich zu entlasten vermochte. Erst mit der allmähli-
P^bzigij ^*ung des Natural- bzw. Geldnutzens wurde der Wald zu einem

^ktor im Gemeindehaushalt. Der Anteil des Losholzes in den
und Korporationswaldungen der Schweiz betrug 1910 noch rund
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36 %L Die grösste Bedeutung dürften die Einnahmen aus der Forstvvh

demnach um die Jahrhundertwende gehabt haben, als einerseits die L ^
abgaben zu einem grossen Teil abgeschafft waren und anderere
Haushaltvolumen der Gemeinden noch ein bescheidenes Ausmass besa

^

Die quantitative Bedeutung der Forsteinnahmen in den Geniein ^3
halten geht aus einem Vergleich mit den Steuereinnahmen hervor. 1

zeigt die Verhältnisse 1923 und 1978 am Beispiel einiger Kantone. ^
rücksichtigen ist dabei, dass sich die Forsteinnahmen auch auf den R ^j,
tionswald erstrecken, die Prozentsätze also generell etwas zu hoc

Trotz den Unzulänglichkeiten der verwendeten Zahlen geht eindrückt' j

aus hervor, wie sehr sich die Bedeutung des Waldes als Einkomnie sieb

der Gemeinden im Laufe dieses Jahrhunderts reduziert hat. Belie

1923 die Forsteinnahmen gesamtschweizerisch noch auf 14 % der jgp
einnahmen, so reduzierten sie sich bis 1978 auf weniger als 1 %•

1 pofst*
Pahe/Ze 3. Netto-Einnahmen von Gemeinden und Korporationen aus der

Wirtschaft in % der Steuereinnahmen"

Kanton 7923 7978

Zürich 3,3 0,0

Bern 13,5 0,7

Freiburg 66,3 1,8

Graubünden 99,7 1,7

Aargau 35,3 1,2

Waadt 26,0 1,3

Schweiz 14,0 0,5

ff»'
krass fiel der Rückgang in denjenigen Kantonen aus, deren GemciVher besonders stark vom Wald abhängig waren, allen voran der

Graubünden. Zwei Hauptgründe lassen sich für diese Entwicklung &

Zum einen vermochte die Forstwirtschaft aufgrund der biologisch '

glitte

Grenzen dem beispiellosen Wirtschaftswachstum der vergangenen J® ^is''
nicht zu folgen. Lag der Anteil der forstlichen Produktion am

produkt der Schweiz unmittelbar vor dem 1. Weltkrieg noch in der

Ordnung von 3 %, so erreicht er heute noch rund 0,3 %. Andererse

"F/ury, Ph.: Die forstlichen Verhältnisse der Schweiz, hrsg. vom Schw

Forstverein, Bern 1914, S. 191 f. .^eii
® Quellen: Die Steuereinnahmen des Bundes, der Kantone und der

den Jahren 1922 und 1923, Schweiz. Statist. Mitt., VIII. Jg., 3. Heft, 1926- j
Finanzen der Schweiz 1978, Statist. Quellenwerke der Schweiz, Heft 648, Bun ^sp.

1

^
Statistik, Bern 1980. Schweizerische Forststatistik, 6. Lieferung, Heft 1/2, ® ^
Forstwesen, Jagd und Fischerei, Bern 1924. Jahrbuch der schweizerischen
Holzwirtschaft 1978, Statist. Quellenwerke der Schweiz, Heft 644, Bern 1980.
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^Setz7 •
der öffentlichen Haushalte entsprechend dem Wagnerschen

beans ^ vergangenen Jahrzehnten laufend zu. Die öffentliche Hand
durch

* ® einen immer grösseren Teil des Sozialproduktes und war da-
Rufend neue und ergiebigere Finanzierungsquellen zu er-

waren in erster Linie die Steuern. Mit dem Wachstum derDies _ _ _ _^••w^^shalte nahm die relative Bedeutung der Einnahmen aus der
Swifts h ' — — ° "" ---

binden •
^ ^ber immer mehr ab. Stellt man die Forsteinnahmen der Ge-

^ürcjje FNation zu den gesamten Einnahmen — die Steuern liefern im
^ch (jj

""-t nur etwas mehr als die Hälfte der Einnahmen —, so nimmt
Deutung der Forstwirtschaft noch bescheidener aus (Tabelle 4).
4 xtJNetto-Einnahmen von Gemeinden und Korporationen aus der Forst-

Wirtschaft in % der Gesamteinnahmen der Gemeinden®

SS

Ssfi.
App,^usen

qj. ®Uen r'hoden

ïSu
>dt

*1

Ï-
G>Vg

7950 7960 7970 7978

0,6 0,5 0,2 0,1
3,8 3,1 1,0 0,3
1.7 2,7 0,5 0,2
3,5 2,9 2,2 — 0,2

10,9 11,0 2,8 0,2
2,1 14,3 3,4 — 0,2
6,5 3,2 — 0,5 0,6
3,0 4,2 -0,2 — 0,4
5,7 3,6 1,1 0,4

11,2 14,3 3,7 1,0
4,1 3,3 1,0 0,4
0,4 — 0,0 — 0,7 — 1,2
2,8 0,5 0,2 0,1
3,1 2,4 0,8 — 0,0
1,2 2,2 0,2 0,0
8,5 7,7 3,2 0,7
1,6 2,3 0,6 0,3
7,7 15,1 5,0 0,8
7,5 6,3 1,9 0,7
1,4 1,0 0,7 0,5
1,7 1,5 0,1 — 0,0
7,2 7,5 2,5 0,9
5,0 5,2 — 1,2 -0,4
2,9 4,0 1,0 0,6
0,0 — 0,0 — 0,0 — 0,0

3,1 3,0 0,9 0,3

^
^er

d«r Adolph Wagner formulierte 1864 erstmals das «Gesetz der
in er

^nung der öffentlichen und speziell der Staatstätigkeit», das sich in
QüeUg

^ ^nlicher Weise bestätigte,

ten /"^erke Finanzen von Bund, Kantonen und Gemeinden 1938—1971, Statist,
listig * Achwe'^'' Schweiz, H. 538, Eidg. Statist. Amt, Bern, 1974. Öffentliche Finan-

l97o Statist. Quellenwerke der Schweiz, H. 630, Bundesamt für Sta-

^rkp ^4>Uch j Schweizerische Forststatistik 1950, 1960 und 1970, Eidg. Statist. Amt,
Schw •

schweizerischen Wald- und Holzwirtschaft 1978, Statist. Quellen-
H. 644, Eidg. Statist. Amt, Bern, 1980.
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TJ'nsiC^
Die Aussagen der Statistiken sind allerdings in verschiedener Hin

differenzieren und zu ergänzen:

— Berücksichtigt werden in diesem Zusammenhang nur die direkten

kommenswirkungen des Waldes. Nicht in Rechnung gestellt r vo»

geleitete Einkommen wie Steuererträge forstlicher Arbeitskräfte o

Wald abhängiger Touristikunternehmen. ^— Bei den statistischen Zahlen handelt es sich um Mittelwerte. P^pit-
deshalb daraus noch nicht geschlossen werden, der Wald sei für

liehe Gemeinden finanziell bedeutungslos.

— Aufgrund von Erfahrungen ist anzunehmen, dass die Bedeutuh ^
Einkommensfunktion des Gemeindewaldes in bevölkerungsann
kommensschwachen Berggebieten grösser, in dichtbesiedelten,
mensstarken Mittellandgemeinden geringer ist, als in den stat

Mittelwerten zum Ausdruck kommt.

— Während für die politischen Gemeinden mit ihrem umfassenden

benbereich und einer stabilen Finanzierungsstruktur der Wald

nahmslos eine untergeordnete Rolle spielt, kann er für Bürgerg® >1*
und Korporationen noch immer Existenzgrundlage sein. Verfug ^ ^rr
Körperschaften über keine zusätzlichen Einkommensquellen
nenswerter Bedeutung wie Kiesgruben, Liegenschaften, Rebbe gö'

sogar Steuern, so wird der finanzielle Erfolg des Forstbetriebes

stenzfrage. In verschiedenen Fällen mussten sich in den letzten^^^ ^5

Bürgergemeinden aufgrund einer einseitigen Abhängigkeit
finanziell eigenständige Körperschaften auflösen bzw. ihr Wal

an die politische Gemeinde abtreten. In solchen Fällen trifft die -gjleS

terisierung des Waldes als — wenn auch oft schwaches — ^
Rückgrat der Gemeinden noch durchaus zu. g|jijS

Die Behauptung, der Wald sei für die Gemeindehaushalte gp-

bedeutungslos, wäre zweifellos zu einseitig. Man kann aufgrund ^tistiken aber annehmen, dass er für den Grossteil der Gemeinden

eine sehr untergeordnete Rolle spielt und droht, als wirtschaftlich
nicht mehr ernst genommen zu werden. Auf die Gefahren und Kon

einer solchen Entwicklung soll in den folgenden Kapiteln einge r

den.

3. Verlust der Einkommensfunktion — Gefahren für den Wald

Der Rückgang der finanziellen Bedeutung des Waldes im ^ p#
haushält ist anscheinend ein unaufhaltsamer Prozess. Trotzdem
lieh sein, sich über die damit verbundenen Gefahren Gedanken

um die möglichen Hintergründe und Gegenmassnahmen abzuscha

gative Entwicklungen zeigen sich vor allem in folgenden Punkten:
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vvgj.^
^Politisch erscheint es bedenklich, wenn eine traditionsreiche Er-

siept^®He der Gemeinde immer mehr zurückgeht und schliesslich ver-
Por zwangsläufige Folge einer solchen Entwicklung, die neben der

sgi ^tschaft auch bei anderen Zweigen der öffentlichen Erwerbswirt-

qggjj
festgestellt werden kann, ist die Erschliessung anderer Einnahme-

der Normalfall Steuern. Dieser Zusammenhang sollte angesichts

als häufiger beklagten Steuerlast und einer auch von Fachleuten

geruf ^lich hoch eingestuften Steuerquote vermehrt ins Bewusstsein

Ujjj werden. Wenn in Gemeindeversammlungen und -Parlamenten
•hen ^rprozente gefeilscht wird, müssten eigentlich auch die Einnah-

Prozente aus dem Wald vermehrt Anlass zu Diskussionen geben.

zu wirtschaftlicher Faktor droht nicht mehr ernst genommen
en. Er wird damit zum Tummelplatz verschiedenartigster Inter-

ihre À ^"®rschützer, Jäger, Ökologen und Urwaldschwärmer melden

dert Brüche an. Forstleute haben diese Entwicklung zum Teil geför-
Tu

' '"hem sie angesichts der sinkenden Uberschüsse aus der Not eine

stent "Achten und die Wohlfahrtswirkungen des Waldes ins Zentrum
Wesen*' ^ Aegt zwar durchaus im Interesse demokratischer Gemein-

Wej.^
' A^ss solche Ansprüche geltend gemacht und auch berücksichtigt

jedoch*' sie dem Willen der Mehrheit entsprechen. Dabei müssen

üiTfl
hie finanziellen Konsequenzen solcher Forderungen klargestellt

der Entscheidungsprozess miteinbezogen werden. Ist dies nicht

solch ' übernimmt der Forstbetrieb sozusagen unbesehen die durch
Vif/o^^^^P^öche entstehenden zusätzlichen Lasten, so wird ein Circn/us

Porde ^ Gang gesetzt, in dem sich sinkende Rentabilität und zusätzliche

Dj
®"8en gegenseitig bedingen.

ihrem j,.
"^^nsfunktion ist der Motor der übrigen Waldfunktionen. In

'"fra«t Ausser wird der Grossteil der heute als bedeutsam erachteten

Bereich Leistungen des Waldes kostenlos erbracht. In gewissen

ölen e'
^ Anstehen allerdings Zielkonflikte, die bewirken, dass Einkorn-

Zeitig und infrastrukturelle Leistungen andererseits nicht gleich-
Verlan°^*A*hert werden können. Eine Optimierung der Waldleistungen
struht ' hie Kosten und Mindererträge der konfliktträchtigen infra-
triehe^"^" Leistungen quantifiziert und in der Rechnung des Forstbe-
Eutzen ^""hert ausgewiesen werden. Nur unter Berücksichtigung von
Polity i," Kosten zusätzlicher Bewirtschaftungsmassnahmen kann im
hen. Entscheidungsprozess deren Wünschbarkeit festgestellt wer-

hauerj^j ^®®"che, dass zahlreiche öffentliche Forstbetriebe trotz an-
^ItihittT Defiziten ihren Wald dank Zuschüssen aus allgemeinen Haus-

^®ktu 1" ^"bildlich pflegen, könnte zum Schluss verleiten, die infra-
folg«, Leistungen des Waldes würden auch unabhängig von der

Se des Forstbetriebes sichergestellt. Es lassen sich aber Beispiele
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agvV'iï'

finden, die das Gegenteil beweisen: Gebirgswälder, in denen die jgst

schaftung infolge mangelnder Rentabilität eingestellt oder zum

stark eingeschränkt wurde. Ferner kann aus der heutigen Wal# g.

lichkeit der Bevölkerung und der günstigen Wirtschaftslage mc
.g,.

schlössen werden, dass die Mittel zur Deckung von Defiziten der

betriebe auch in Zukunft so problemlos fliessen werden wie heute^

Verbesserung der finanziellen Ergebnisse der Forstbetriebe ist

auch ein Gebot der Voraussicht. jje

— Von besonderer Aktualität ist aufgrund der heutigen Versorgungs^^-
Rohstoffunktion des Waldes. Erfolgt die Kostendeckung des Fors

bes vermehrt über Zuschüsse des Gemeindehaushaltes statt u
^ ^

Absatz seiner Produkte am Markt, so fehlt das Steuerungsinstrufli
die forstliche Produktion in die volkswirtschaftlich erwünschten

zu lenken und die optimale Versorgung der Wirtschaft mit Holz .g,

zustellen. Unter dem Aspekt der zunehmenden Rohstoff- und
^Verknappung wäre es nicht sinnvoll, die Einkommensfunktion jjeii.

nachlässigen und damit auch die Rohstoffunktion in Frage zu ^5-
Dank einer in der bisherigen Geschichte der Menschheit einmaligere
beutung anderer natürlicher Ressourcen kann es sich die heute nicf
Generation zwar noch leisten, das Produktionspotential des Wal pie

voll auszuschöpfen und ihn gleichsam als Luxusobjekt zu behan

Frage ist allerdings bloss, wie lange dies noch möglich sein wird. ^eiZ
— Mit der Vernachlässigung der Einkommensfunktion schwindet der

für die im Forstbetrieb tätigen Personen, ein möglichst günstig^ ^
zielles Resultat zu erzielen. Der kommunale Forstbetrieb wird da

einem blossen Dienstleistungsbetrieb, vergleichbar einem Garten ^
einer Park- oder einer Friedhofverwaltung. Der Betriebsleiter ^ jje-

Verwalter. An die Stelle des Erwerbsstrebens tritt das Prinzip

darfsdeckung. Das Gewinnstreben wird ersetzt durch das Budge gfct,

Nicht mehr ein möglichst günstiges Betriebsergebnis wird jggtsf
sondern die vollständige Ausschöpfung der Budgetkredite. Dass B ^ite"
Forstbetrieben trotzdem allzuoft nur durch Manipulationen #"^0^
werden können, beweist bloss, dass der forstliche Produkte ggf
nicht in das Schema der öffentlichen Leistungsverwaltung passt- ^ ist

wicklung vom produktiven Betrieb zur bedarfsorientierten Verwa^ pfO'

unter dem Aspekt der Effizienz der öffentlichen Tätigkeit als h^c
^ pu-

blematisch einzustufen. Die Eigendynamik der Verwaltung mit 1

denz zur Ausdehnung der öffentlichen Tätigkeit überträgt sich yfi''

Entwicklung auch auf den Forstbetrieb. Der Wald wird dad

Ursache zunehmender Steuerlast und Staatsverdrossenheit. ^ie'^'
Die Konsequenzen einer bedarfsorientierten, die finanziell .gjctj'

zung vernachlässigenden Forstwirtschaft wurden bewusst krass

net. Fehlende Kostendeckung ist nicht a prior/ schlecht, und die
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'"tig ni& IuUsc 1

' ein notwendigerweise unwirtschaftlich handeln. Es soll auch
®*®hr a Umseitige finanzielle Zielsetzung postuliert werden. Es geht viel-
^igejj ^m, latent vorhandene oder bereits aufgebrochene Probleme zu

kostspieligen Fehlentwicklungen vorzubeugen.

Möglichkeiten zur Verbesserung der finanziellen Ergebnisse
öffentlicher Forstbetriebe

Wie
a

^'§eht Ergebnissen betriebswirtschaftlicher Untersuchungen her-

Isfort ^ ^ Forstwirtschaft in den letzten Jahren beträchtliche Produkti-
Kakaus "tte gemacht, die sich neben denjenigen anderer Branchen

Sicken ^ssen dürfen. Durch Rationalisierungsmassnahmen konnteW«* der Zeitaufwand für die 2. Produktionsstufe in Betrieben des
2 stu des Juras zwischen 1969 und 1979 von ungefähr 4 Stunden

^ gesenkt werden.® Es ist klar, dass sich betriebliche Rationali-
diese Art positiv auf das finanzielle Ergebnis auswirken. Wenn

Xocht nicht sichtbar in den Betriebsergebnissen niederzuschlagen

^ so liegt das hauptsächlich daran, dass die Kosten — insbeson-

ÎSfeb
— der gleichen Periode noch stärker anstiegen.

''"fgabg ^ ^Pönalisierungen im betrieblichen Bereich — die eine Dauer-
^k ^ verantwortungsbewussten Betriebsleitung sind — müssen aber

•V Wercf ^uf der Ebene der betrieblichen Zielsetzungen ins Auge
"'hebe

H"
Untersucht man die Kostenstruktur schweizerischer Forst-

^ ^'"Ht'm ^ ein genügend aussagefähiges Rechnungswesen verfügen,
[ zufy^ ^ ^®st, dass ein beträchtlicher Teil der Kosten auf Aktivitäten zu-
''"n

WaM
^ nicht der Holzproduktion und der Erhaltung eines sta-

t "gen Es^ dienen, sondern zusätzlichen Aufgabenstellungen ent-

Arbe t^ bändelt sich dabei einerseits um Nebenbetriebe wie Pflanzgär-
^krikatiojj^ Dritte und holzverarbeitende Betriebe (Sägereien, Pfahl-
i^')- And *^®Fung von Hackschnitzeln und ofenfertigem Brennholz

Ij ^ereicjj gehören zu dieser Kategorie betriebsfremde Leistungen
!^ken

j> Wohlfahrtsfunktionen, die im Sinne der eigentlichen forst-
Aktion nicht betriebsnotwendig sind. Dazu zählen vor allem

t, "^"Ustand ^ Ausschöpfung der Erholungsfunktion wie ein erhöhter

rg
®h zur ^ Wegnetzes, spezielle Erholungseinrichtungen oder Mass-

Nfebenb ®f^®digung ästhetischer Bedürfnisse der Waldbesucher. Wäh-
" können ^®be — zumindest theoretisch — kostendeckend geführt wer-

damit den Gesamtbetrieb nicht belasten, werden betriebs-
Ijjç
k's l97^^^diche Lage und Entwicklung in schweizerischen Forstbetrieben

' rorstu/i^* 1 ry _ J__ 0_1 • 1 n-7-7

'"69
'''ebsv,,- "'6 tj_ "7" """ »" .„„w.
stetig a ^Wtr ^

Wirtschaftliche Zentralstelle der Schweiz, Solothurn 1977. — Be-
»W** Schwe Untersuchung, Jahresergebnisse 1979, Forstwirtschaftliche Zentral-

i, S°lothurn, 1980. — Vgl. auch /tec/isfeiner, X., Holzernte. Schweiz. Z.^2 (1981), 6: 411-424.
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bewi^

fremde Leistungen praktisch immer entschädigungslos erbracht, u

also eine Verschlechterung des Betriebsergebnisses. In welchen t,e-

Ordnungen sich die Belastungen der Forstbetriebe durch solche 0

triebsnotwendige Aktivitäten bewegten, geht aus Tabelle 5 hervor.

/ha
1^"

Tahe//e 5. Überschüsse der Untersuchungsbetriebe (ohne Investitionen) in Fr-

Ho/zprodufc- /Veten- ßem'eis- ' ^fionshetri'eh fte/riete /remde
Leistungen

Alpen + 80.40 — 7.95

Mittelland + 182.60 — 22.30

Jura + 172.90 + 38.75

heu
Untersuchungsbetrieben der Alpen und des Mittellandes beansprd ^f-
benbetriebe und betriebsfremde Leistungen mehr als die Hälfte d

schusses des Holzproduktionsbetriebes. Nur im Jura tragen die F*® ^be zu einer Verbesserung des finanziellen Erfolgs des Forstbetri .^S'

Rund 20 % der Arbeitsstunden entfallen auf Nebenbetriebe und

fremde Leistungen, was auch stundenmässig deren Bedeutung
der Forstbetriebe dokumentiert. Bemerkenswert ist, dass die betrie ygf-

Leistungen nicht in den Alpenbetrieben mit einem hohen Antei ,|^'
bauungen die höchsten Kosten verursachen, sondern in den M

betrieben. Offenbar ist hier der finanzielle Druck geringer und *

schaft, Luxusbedarf zu erfüllen, entsprechend grösser.

von F
Die Möglichkeiten zur Verbesserung der finanziellen Situation ^ ße

betrieben liegen somit nicht nur in einer rationelleren Gestaltung ^ j/
triebsablaufs, sondern auch auf der Ebene der Zielsetzungen un jje

stungsangebotes. Damit sollen Wohlfahrtsaufwendungen und unre yie

benbetriebe nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden. Postuliert^jklSr®"
mehr, die Wünschbarkeit nicht betriebsnotwendiger Aktivitäten
und sie hinsichtlich ihrer Kosten/Nutzen-Verhältnisse zu überprüfen-

Die Frage nach dem erwünschten Ausmass zusätzlicher LeisU^
Forstbetriebes kann nicht generell beantwortet werden. Massge .^licfr
sind die Bedürfnisstruktur des Gemeinwesens und die konkreten b

Verhältnisse. Die Forderungen der Gemeinde an den Wald sin

Leistungsauftrag an den Forstbetrieb zu konkretisieren.

Betriebswirtschaftliche Untersuchung, Jahresergebnisse 1979, Forstvdr

Zentralstelle der Schweiz, Solothurn 1980.
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Der Leistungsauftrag — Instrument einer rationalen Betriebspolitik
Öff

^t,r*he Betriebe sind fast zwangsläufig dem Vorwurf der Unwirt-
fiiggjj p.

^ ausgesetzt, wenn sie über keinen klar definierten Auftrag ver-
(Sßg) aktuelles Beispiel dafür sind die Schweizerischen Bundesbahnen
Heber p Hinweis auf den gemeinwirtschaftlichen Charakter öffent-
öteijjgt ^e werden von den verschiedensten Seiten Forderungen ange-
den kg' ^ Heist nur unter Inkaufnahme finanzieller Verluste befriedigt wer-
der r In dieser Situation einander widersprechender Forderungen hat

offert]
' ^^gsauftrag den Zweck, Inhalt und Umfang der Aktivitäten des

auftrg„ ^ Betriebes festzulegen. Im erwähnten Beispiel soll der Leistungs-
Und de

Zielkonflikt der SBB zwischen dem Dienst an der Allgemeinheit
ünd Rechnungsausgleich entschärfen.»" Konflikte zwischen finanziellen
Vilich ^orientierten Zielsetzungen zeigen sich grundsätzlich bei allen öf-
her

vq
^ Betrieben, deren Leistungsprogramm nicht bereits von der Sache

^^altu Rt oder die dank einer Monopolstellung durch die Preis-
die« ^ Rostendeckung herbeiführen können. Auch Forstbetriebe zählen

*«r Kategorie.

die Tätigkeiten des Forstbetriebes in einem Leistungs-
Sie wide^ ^^ulegen, mag vor allem bei Forstleuten Befremden auslösen.
\Valdb„ ^h*doht der verbreiteten Vorstellung, Aufgaben und Umfang der
®®8eiisät |^^*"hiaftung seien naturgegeben und dürften nicht zum Spielball
der tyaij er Interessen gemacht werden. Es ist jedoch zu bedenken, dass
Vitien s •

®*®®ntümer über die gesetzliche Bewirtschaftungspflicht hinaus

^dfgaben - besitzt, innerhalb welchem er dem Forstbetrieb zusätzliche
..^ertragen kann. In diesem Bereich liegen beträchtliche Einspa-

"eu jjjj ° Hhkeiten, ohne dass die unerlässlichen, gesetzlich vorgeschriebe-
^ukturellen Leistungen des Waldes dadurch in Frage gestellt wer-

dige g}
in welchem Ausmass Waldstrassen über das Betriebsnotwen-

l'Schgjj p
® publikumsfreundlich zu gestalten oder Schlagflächen den ästhe-

eine F
bissen einzelner Waldbesucher entsprechend zu säubern sind,

d^s Leist ^ eigentümerspezifischen Zielsetzung und daher im Rahmen
"ngsauftrages zu regeln.

6. Anforderungen an den Leistungsauftrag

l .'^"gsauftrag an den Forstbetrieb sollen sich die Vorstellungen
tisierg^^sens über Ziele und Prioritäten der Waldbewirtschaftung kon-

Ickerns ^ bedarf daher einer breiten politischen Abstützung und einer

(jg^^enden Form. Vorausgehen muss ein Entscheidungsfindungs-
dem zuständigen Organ (Gemeinderat, Forstkommission, Ge-

Ii 3^ ^es Bundesrates) über den Leistungsauftrag 1980 an die Schweizeri-
"ahnen vom 24. Oktober 1979.
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meindeversammlung bzw. -parlament) gestattet, sachgerecht zu urteil®®'

Forstleuten kommt die Aufgabe zu, diesen Prozess zu fördern und als

liehe Berater zu unterstützen.

Forstleuten, die bisher in ihrem Betrieb frei schalten und walten ^^,gs-
mag der Leistungsauftrag als Flemmschuh erscheinen. Zweck des Leis

auftrages ist es jedoch nicht, die Autonomie der Betriebsführung
schränken, sondern den Rahmen zu schaffen, innerhalb dessen der

nach wirtschaftlichen Prinzipien geführt werden kann. Für den Betrie

bringt der Leistungsauftrag aber auch bedeutende Vorteile mit si •

^
kann sein Handeln auf klare Richtlinien abstützen. Diskussionen u

«richtige» Zielsetzung erübrigen sich. Der Betriebsleiter erhält Rü®
ggiteh

kung gegenüber Druckversuchen und unberechtigten Forderungen von

interessierter Kreise. Schliesslich gestattet der Leistungsauftrag die ^
nungsmässige Abgrenzung nicht betriebsnotwendiger Aufwendungen^^,
damit einen realistischeren Erfolgsausweis des Forstbetriebes. Dies wi

fördert die Motivation der Mitarbeiter.

Allerdings gelangt der Leistungsauftrag erst dann zur vollen
fähigkeit, wenn das Rechnungswesen des Forstbetriebes entsprechen pgs

staltet wird, denn der Leistungsauftrag bedingt eine Leistungskontro
notwendige Instrument hierzu ist eine Kostenrechnung, welche es t»^t,eö'
die Kosten der einzelnen Leistungsbereiche (Holzproduktionsbetrieb,
betriebe, betriebsfremde Leistungen) getrennt zu ermitteln. Neben
trollfunktion dient eine solche Kostenrechnung gleichzeitig der

künftiger Aktivitäten und bildet auch die Grundlage für die spätere ^ ^
tion des Leistungsauftrages. Die Grundidee dieses Konzeptes ist,

zuständigen Instanzen nur in voller Kenntnis der kostenmässigen

quenzen darüber entscheiden können, welche Zusatzleistungen des

betriebes wünschbar und finanziell zu verantworten sind.

Die Form und der geeignete Ort für die Niederlegung des

ges lassen sich nicht generell bestimmen. Ein adaquates Instrume
wäre ein Waldreglement oder eine Waldordnung, wie sie in einigen

zwingend vorgeschrieben sind, aber auch von den Gemeinden u*

Kompetenz erlassen werden können. Der Zielsetzungsfrage bzw.

stungsauftrag sollte in einem Waldreglement zentrale Bedeutung gjjaf'

men, geht es hier doch um die grundlegenden Fragen der Waldbe' j,aiip

tung. Wenn in zahlreichen Waldreglementen auf die Zielsetzung n ^gjjl'
kein Bezug genommen wird, so ist dies meist historisch bedingt- D

und Konfliktmöglichkeiten bezüglich der Waldbewirtschaftung war®

bedeutend geringer als heute. -je
erste''

Ein weiteres Zielsetzungsinstrument stellt der periodisch zu

Wirtschaftsplan dar. Hier hat sich die schriftliche Fixierung von Zi ^
<jie

lungen des Waldeigentümers eingebürgert. Allerdings erschöpfen
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oft jungen in Wirtschaftsplänen noch häufig in Leerformeln und enthalten
Wirt^, ^Priiche. Der Vorteil einer Verankerung des Leistungsauftrages im
den 5 ^f^plan liegt darin, dass er periodisch überprüft und den sich ändern-
der £ej ^^^sen angepasst werden muss. Damit entgeht er der Gefahr, von
reglet herholt und damit toter Buchstabe zu werden, wie dies bei Wald-
Pflicht häufig der Fall ist. Gleichzeitig wird durch die Genehmigungs-
dass

(jg
^ Wirtschaftsplanes durch die kantonalen Behörden sichergestellt,

klang ' hoistungsauftrag mit den forstpolizeilichen Vorschriften im Ein-
© steht.

hiQg
abglich der Formulierung des Leistungsauftrages besteht die Forde-

hinsieht, ^Perationalität. Zielsetzungen gelten als operational, wenn sie
Erst

danp
^ ^halt, Ausmass und zeitlichem Bezug eindeutig definiert sind,

'ich.
a^

" Verden ihre Überprüfbarkeit und somit die Erfolgskontrolle mög-
"ewjj.. '^cht operational ist eine Formulierung einzustufen wie: «Bei der

^ftung des Waldes ist den Erfordernissen der Erholungsfunktion in
sigen a Weise Rechnung zu tragen», weil sie das Ausmass der zuläs-

"Spe2igu '^"hungen offen lässt. Operational ist dagegen die Formulierung:
^äecku ^^®"dungen für Erholungszwecke sind zulässig, soweit die Ko-
lässig hes Gesamtbetriebes gewährleistet ist.» Es kann auch zweck-
^Erre^'k' ®P®^®He Aufwendungen frankenmässig zu begrenzen oder von

hung vorrangiger Ziele abhängig zu machen.

^ 7. Schlussbemerkungen

b^troUe
^ ^®hingsauftrag, verbunden mit einer entsprechend ausgebauten

Stbetri'k^^^ll eine Verbesserung der finanziellen Ergebnisse des

h der a
herbeizuführen vermag, hängt hauptsächlich davon ab, wie

!^htferf von Leistungen ist, die vom Gesamtinteresse her nicht ge-
Jherfih damit abbaufähig sind. Aber auch in den Fällen, wo keine

trafen •
" Aktivitäten zu eruieren sind, vermag der Leistungsauftrag das

Eorstb
^ ^ Betriebsleitung zu erhöhen, indem Aufgaben und Prioritäten

füj^f'ebes für jedermann erkennbar festgelegt und die Vorausset-
tätlich eh

gerechte Erfolgsbeurteilung geschaffen werden. Dies fördert
gebnij hlls die Effizienz des Betriebes und beeinflusst das finanzielle

^eidung^^hv. Für die Gemeinde ergibt sich die Forderung, ihren Ent-^ ErioJ!?rï®kaum auszunützen und aktiv an der Festsetzung von Zielen
^ten im Forstbetrieb mitzuwirken.
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Résumé

La forêt dans le budget communal
r surf*

Les communes et les bourgeoisies sont, avec environ 60 % de lec^
forestière totale, les plus importants propriétaires de forêt en Suisse. Dans ^des budgets communaux, la forêt a beaucoup perdu en importance au c

dernières décennies. Seulement dans le cas de bourgeoisies et de quelqd

munes, les entreprises forestières prennent une part active au budget. D»

des cas, la forêt est devenue une charge financière. ^eiio'
Malgré cette évolution, dépendant d'un développement économique ^ il

d'une part et des limites biologiques de la production forestière d'autre

existe de bonnes raisons de considérer encore la forêt comme secteur

économique rapportant au propriétaire, plutôt que de la considérer P

comme productrice de prestations d'infrastructures pour la collectivité. ^j.
A part les mesures de rationalisation des exploitations, il existe ^f^<;ti<"f

bilités d'amélioration financière dans le domaine de la répartition des _^oit
de la forêt. Dans le cadre d'une définition de l'offre de prestations,

1® P Je®

politique doit fixer le genre des activités de l'entreprise forestière en P gtf®

actions motivées par la loi et le profit. Les coûts de ces activités dot ^ çes

calculés séparément. Ainsi il sera possible de comparer coûts et prestatio
différentes activités, et par là de modifier l'intensité de l'offre desdites pr® ggciitSi

L'entreprise a de ce fait la possibilité, dans les limites de la loi et des buts, P^ çgllê

d'agir selon les principes économiques. Dans l'ensemble, il résulte d

solution un degré d'efficience plus élevé des activités du secteur public-

Traduction: R. Proèst /f^
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